Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4209 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Mertes, 

Hirsch und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über Einsetzung und Verfahren von Untersuchungsausschüssen 

des Bundestages 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Aufgabe und Zulässigkeit 

(1) Ein Untersuchungsausschuß des Bundestages 
hat die Aufgabe, Sachverhalte, deren Aufklärung im 
öffentlichen Interesse liegt, zu untersuchen und dem 
Bundestag darüber Bericht zu erstatten. 

(2) Die Untersuchung ist nur zulässig, wenn sie 
geeignet ist, dem Bundestag Grundlagen für eine 
Beratung im Rahmen seiner verfassungsmäßigen Zu- 
ständigkeit zu vermitteln. 

(3) Bei Zweifeln über die Zulässigkeit einer Un- 
tersuchung überweist der Bundestag den Einset- 
zungsantrag zur gutachtlichen Äußerung an den für 
Rechtsfragen zuständigen Ausschuß. Der Ausschuß 
hat diese unverzüglich zu erstellen. 

§ 2 

Einsetzung und Gegenstand 

(1) Ein Untersuchungsausschuß wird jeweils für 
einen bestimmten Untersuchungsauftrag eingesetzt. 

(2) Die Einsetzung erfolgt auf Beschluß des Bun- 
destages, der auf Antrag eines Viertels seiner Mit- 
glieder gefaßt werden muß. 

(3) Der Antrag muß auf die Tagesordnung gesetzt 
und vom Bundestag bis zum Ablauf der übernäch- 
sten Sitzungswoche behandelt werden. 


(4) Der Untersuchungsgegenstand muß in dem Ein- 
setzungsantrag hinreichend umschrieben sein. Der 
in einem Einsetzungsantrag benannte Untersu- 
chungsgegenstand kann gegen den Willen der An- 
tragsteller durch Beschluß des Bundestages nur kon- 
kretisiert oder erweitert werden, wenn 

a) der Kern des Untersuchungsgegenstandes 
dabei unberührt bleibt und 

b) dadurch keine wesentliche Verzögerung 
des Untersuchungsverfahrens zu erwarten 
ist. 

Ein Antrag auf Konkretisierung oder Erweiterung, 
der den Erfordernissen der Buchstaben a und b nicht 
genügt, gilt nicht als Antrag auf Einsetzung eines 
weiteren Untersuchungsausschusses, es sei denn, 
daß er ausdrücklich als solcher bezeichnet ist. 

(5) Der Untersuchungsausschuß ist an den ihm 
erteilten Auftrag gebunden. Kommt der Unter- 
suchungsausschuß bei seinen Untersuchungen zu der 
Überzeugung, daß eine Erweiterung des Unter- 
suchungsgegenstandes wegen des Sachzusammen- 
hangs angebracht ist, so kann er einen entspre- 
chenden Antrag an den Bundestag richten. 

§ 3 

Vorsitzender 

Der Bundestag bestimmt den Vorsitzenden des 
Untersuchungsausschusses sowie dessen Stellver- 
treter. Sie müssen verschiedenen Fraktionen ange- 
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hören und sollen, soweit es der Untersuchungs- 
gegenstand erfordert, die Befähigung zum Richter- 
amt haben. 

§ 4 

Ausschußmitglieder 

(1) Dem Untersuchungsausschuß können nur Mit- 
glieder des Bundestages angehören. 

(2) Der Untersuchungsausschuß besteht höchstens 
aus sieben ordentlichen Mitgliedern, den Stellver- 
tretern und je einem ständigen beratenden Mitglied 
der Fraktionen, die nicht durch ein ordentliches Mit- 
glied vertreten sind. 

(3) Die ordentlichen Mitglieder des Ausschusses 
haben ständige Stellvertreter, und zwar mindestens 
einen je Fraktion, höchstens einen je ordentliches 
Mitglied. Die Stellvertreter können an allen Sit- 
zungen teilnehmen. Bei Verhinderung eines ordent- 
lichen Mitglieds nimmt ein Stellvertreter seine Auf- 
gaben wahr. Bei Ausscheiden eines ordentlichen Mit- 
glieds tritt ein Stellvertreter an seine Stelle; für 
diesen wird ein neuer Stellvertreter bestimmt. 

§ 5 

Ausscheiden von Ausschußmitgliedern 

(1) Ein Mitglied des Bundestages, das an den zu 
untersuchenden Vorgängen beteiligt ist oder war, 
darf dem Untersuchungsausschuß nicht angehören. 
Wird dies erst nach Einsetzen des Ausschusses be- 
kannt, hat es auszuscheiden. Das gleiche gilt, wenn 
ein Ausschußmitglied vor dem Untersuchungsaus- 
schuß als Zeuge vernommen wird und seine Aus- 
sage für die Untersuchung von wesentlicher Bedeu- 
tung ist. 

(2) Hält das Mitglied die Voraussetzung des Ab- 
satzes 1 für nicht gegeben, entscheidet der Unter- 
suchungsausschuß darüber mit der Mehrheit von 
zwei Dritteln seiner Mitglieder. Bei dieser Entschei- 
dung wird das betreffende Ausschußmitglied gemäß 
§ 4 Abs. 3 vertreten. 

(3) Die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Ablehnung und Ausschließung von Richtern fin- 
den auf Ausschußmitglieder keine Anwendung. 


§ 6 

Beschlußfassung 

(1) Der Untersuchungsausschuß ist beschlußfähig, 
wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. 

(2) Bei Beschlußunfähigkeit darf der Untersu- 
chungsausschuß keine Untersuchungshandlungen 
durchführen. 

(3) Bei Beschlußunfähigkeit hat der Vorsitzende 
unverzüglich eine neue Sitzung anzuberaumen. Auf 
diese Sitzung findet Absatz 1 keine Anwendung; 
darauf ist in der Einladung hinzuweisen. 


(4) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist, beschließt der Untersuchungsausschuß 
mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ist ein 
Antrag abgelehnt. Ein abgelehnter Antrag darf nicht 
erneut behandelt werden, wenn zwei Mitglieder wi- 
dersprechen. 

§ 7 

Vorbereitende Untersuchung 

(1) Der Untersuchungsausschuß kann jederzeit 
eine vorbereitende Untersuchung durch einen Un- 
terausschuß beschließen. 

(2) Der Unterausschuß sammelt und gliedert den 
Untersuchungsstoff und beschafft das erforderliche 
Beweismatreial, insbesondere die einschlägigen Ak- 
ten und Unterlagen. Er kann Personen informato- 
risch hören. 

(3) Die Sitzungen des Unterausschusses und in- 
formatorische Anhörungen sind zu protokollieren. 

§ 8 

Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) Die Beweisaufnahme erfolgt in öffentlicher 
Verhandlung. Uber die Zulässigkeit von Ton- und 
Filmaufnahmen sowie Ton- und Bildübertragungen 
entscheidet der Vorsitzende, auf Antrag eines Mit- 
gliedes der Untersuchungsausschuß. Schriftliche Auf- 
zeichnungen dürfen nur untersagt werden, wenn 
der Verdacht besteht, daß sie zum Zwecke der Zeu- 
genbeeinflussung verwendet werden sollen. 

(2) Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen wer- 
den. Sie ist auszuschließen, wenn überragende Inter- 
essen der Allgemeinheit oder überwiegende Inter- 
essen eines einzelnen dies gebieten oder wenn es 
zur Erlangung einer wahrheitsgemäßen Aussage er- 
forderlich erscheint. Aus denselben Gründen kön- 
nen auch einzelne Personen ausgeschlossen werden. 

(3) über den Ausschluß der Öffentlichkeit ent- 
scheidet der Untersuchungsausschuß mit Zweidrittel- 
mehrheit in nichtöffentlicher Sitzung. 

(4) Die Beratungen des Untersuchungsausschus- 
ses sind nicht öffentlich. 

(5) Sitzungen, insbesondere Beweiserhebungen 
sowie Vorgänge und Dokumente können durch Be- 
schluß des Untersuchungsausschusses für geheim 
oder vertraulich erklärt werden. 

§ 9 

Teilnahme von Mitgliedern des Bundesrates, 
der Bundesregierung und des Bundestages 

(1) Die Mitglieder des Bundesrates und der Bun- 
desregierung sowie deren Beauftragte und Mitglie- 
der des Bundestages, die nicht dem Untersuchungs- 
ausschuß angehören, können aus den nichtöffent- 
lichen Sitzungen ausgeschlossen werden, wenn über- 
wiegende Interessen des Zeugen dies gebieten oder 
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wenn es zur Erlangung einer wahrheitsgemäßen 
Aussage erforderlich erscheint. Der Ausschuß kann 
auch einzelne ausschließen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen dürfen an 
den Beratungen nicht teilnehinen. Der Ausschuß 
kann Ausnahmen beschließen. 

(3) Der Ausschuß beschließt über den Ausschluß 
nach Absatz 1 und die Zulassung nach Absatz 2 mit 
Zweidrittelmehrheit. 

§ 10 

Protokollierung 

(1) über die Beweisaufnahme des Untersuchungs- 
ausschusses wird ein Protokoll angefertigt, das min- 
destens den wesentlichen Inhalt der Aussagen wie- 
dergibt. In dem Protokoll sind Ort und Zeit der Ver- 
handlungen sowie die Namen der anwesenden Aus- 
schußmitglieder und Vertreter anzugeben. Aus dem 
Protokoll muß hervorgehen, ob öffentlich oder nicht- 
öffentlich verhandelt worden ist. 

(2) über die Art der Protokollierung der Beratun- 
gen entscheidet der Ausschuß. 

(3) über die Weitergabe der Protokolle entschei- 
det der Ausschuß unter Berücksichtigung der gelten- 
den Geheimschutzbestimmungen. Nach Erledigung 
des Untersuchungsauftrages entscheidet der Bundes- 
tag, ob und inwieweit der Öffentlichkeit die Proto- 
kolle zugänglich gemacht werden. 

§ 11 

Verlesung von Protokollen und Schriftstücken 

(1) Die Protokolle über Untersuchungshandlun- 
gen ersuchter Gerichte und Verwaltungsbehörden 
sowie Schriftstücke, die als Beweismittel dienen, 
sind vor dem Ausschuß zu verlesen. 

(2) Von der Verlesung kann Abstand genom- 
men werden, wenn die Schriftstücke allen Ausschuß- 
mitgliedern sowie dem Betroffenen (§ 19) zugäng- 
lich gemacht worden sind und die Mehrheit der an- 
wesenden Ausschußmitglieder auf die Verlesung 
verzichtet. 

(3) Die Verlesung hat in nichtöffentlicher Sitzung 
zu erfolgen, wenn die Voraussetzung des § 8 Abs. 2 
gegeben ist. 

§ 12 

Beweisaufnahme 

(1) Der Untersuchungsausschuß erhebt die durch 
den Untersuchungsauftrag gebotenen Beweise auf- 
grund von Beweisbeschlüssen. 

(2) Beweise sind zu erheben, wenn sie von den 
Antragstellern, einem Viertel der Ausschußmitglie- 
der oder den Betroffenen beantragt werden, es sei 
denn, daß sie offensichtlich nicht im Rahmen des 
Untersuchungsauftrags liegen. 


§ 13 

Beweis- und Zwangsmittel 

(1) Zeugen und Sachverständige sind verpflichtet, 
auf Ladung des Ausschusses zu erscheinen. Sie sind 
in der Ladung auf die gesetzlichen Folgen des Aus- 
bleibens hinzuweisen. 

(2) Gegen einen ordnungsgemäß geladenen Zeu- 
gen, der ohne genügende Entschuldigung nicht er- 
scheint oder ohne gesetzlichen Grund das Zeugnis 
oder die Eidesleistung verweigert, oder gegen einen 
zur Erstattung des Gutachtens verpflichteten Sach- 
verständigen, der ohne genügende Entschuldigung 
nicht erscheint oder ohne gesetzlichen Grund die Er- 
stattung des Gutachtens oder die Eidesleistung ver- 
weigert, wird auf Antrag des Untersuchungsaus- 
schusses Ordnungsstrafe gemäß §§ 51, 70 und 77 der 
Strafprozeßordnung verhängt; die entstandenen 
Kosten werden ihm auferlcgt. 

(3) Auf Antrag des Ausschusses ordnet das zu- 
ständige Gericht Vorführung an. 

(4) Verhaftung, Beschlagnahme, Durchsuchung, 
Leichenschau, Leichenöffnung, körperliche und gei- 
stige Untersuchung sowie die Untersuchung anderer 
Personen kann der Untersuchungsausschuß beim 
zuständigen Gericht beantragen. Bei Gefahr im Ver- 
züge ist ein Ersuchen an die zuständige Staatsan- 
waltschaft zu richten. Das Brief-, Post- und Fern- 
meldegeheimnis bleibt unberührt. 

§ 14 

Ersuchen um Rechts- und Amtshilfe 

Beim Ersuchen um Rechts- und Amtshilfe zur 
Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen 
sind die an den Zeugen oder Sachverständigen zu 
richtenden Fragen zu verdeutlichen. Dem Ersuchen 
ist eine schriftliche Fassung des Untersuchungsauf- 
trags sowie ein kurzer Bericht über den bisherigen 
Verlauf der Untersuchung beizufügen. 

§ 15 

Aussagegenehmigung und Aktenvorlage 

Das Verfahren regelt sich nach § 44 Abs. 3 des 
Grundgesetzes. 

§ 16 

Zeugen und Sachverständige 

(1) Zeugen sollen einzeln und in Abwesenheit 
der später zu hörenden Zeugen vernommen werden. 

(2) Zeugen und Sachverständige sind vor ihrer 
Vernehmung zur Wahrheit zu ermahnen und darauf 
hinzuweisen, daß der Untersuchungsausschuß zu 
ihrer Vereidigung berechtigt ist. Hierbei sind sie 
über die strafrechtlichen Folgen einer unrichtigen 
oder unvollständigen Aussage und die Bedeutung 
des Eides zu belehren. 


3 



Drucksache V/4209 Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


(3) Die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
das Recht des Zeugen zur Verweigerung der Aus- 
sage und das Recht des Sachverständigen zur Ver- 
weigerung des Gutachtens finden Anwendung. 

(4) Zeugen und Sachverständige sollen nur ver- 
eidigt werden, wenn der Untersuchungsausschuß es 
wegen der Bedeutung der Aussage oder zur Herbei- 
führung einer wahrheitsgemäßen Aussage für erfor- 
derlich hält; § 60 der Strafprozeßordnung findet An- 
wendung. 

§ 17 

Fragerecht 

(1) Zeugen und Sachverständige werden zunächst 
durch den Vorsitzenden vernommen. Anschlie- 
ßend können der Berichterstatter, dann die übrigen 
Ausschußmitglieder und der Betroffene Fragen stel- 
len. Sie können auch jeweils mehrere Fragen stel- 
len, wenn diese in Sachzusammenhang stehen. Der 
Vorsitzende kann ungeeignete und nicht zur Sache 
gehörende Fragen zurückweisen. 

(2) über die Zulässigkeit von Fragen des Vorsit- 
zenden sowie die Zurückweisung von Fragen durch 
den Vorsitzenden entscheidet auf Antrag eines Mit- 
gliedes oder des Betroffenen der Untersuchungsaus- 
schuß in einer Beratungssitzung. 

§ 18 

Rechtsstellung des Betroffenen 

(1) Betroffene sind 

1. der Bundespräsident im Falle eines Unter- 
suchungsausschusses zur Vorbereitung 
einer Präsidentenanklage, 

2. Abgoerdnete und Regierungsmitglieder im 
Untersuchungsverfahren, die ihre Be- 
lastung oder Entlastung zum Ziele haben, 

3. Richter im Falle eines Untersuchungsaus- 
schusses zur Vorbereitung einer Richter- 
anklage, 

4. Personen, bei denen sich aus dem Unter- 
suchungsauftrag oder aus dem Verhaut 
der Untersuchung ergibt, daß die Unter- 
suchung sich ausschließlich oder ganz über- 
wiegend gegen sie richtet. 

(2) Der Untersuchungsausschuß stellt fest, wer 
Betroffener ist. 

(3) Dem Betroffenen soll Gelegenheit gegeben 
werden, zeitlich vor den Zeugen eine zusammen- 
hängende Sachdarstellung zu geben. Seine Aussage- 
pflicht und sein Aussageverweigerungsrecht entspre- 
chen denen des Zeugen im Strafverfahren. Er hat ein 
Beweitsantrags- und Fragerecht und das Recht der 
Anwesenheit bei der Beweisaufnahme. Er wird nicht 
vereidigt. Er hat kein Beistandsrecht; auf seinen 
Antrag kann ihm der Ausschuß für das gesamte 
Verfahren oder für einzelne Sitzungen die Beizie- 
hung eines Beistandes gestatten, wenn die Bei- 
ziehung zum Schutze berechtigter Interessen des Be- 
troffenen erforderlich erscheint. Der Beistand hat 


kein Rederecht. Der Betroffene und der Beistand 
können von der nichtöffentlichen Beweisaufnahme 
ausgeschlossen werden, wenn Gründe der Staats- 
sicherheit ihrer Anwesenheit entgegenstehen oder 
wenn dies zur Erlangung einer wahrheitsgemäßen 
Aussage erforderlich erscheint. Der Vorsitzende hat 
den Betroffenen jedoch, sobald er wieder vorgelas- 
sen ist, von dem wesentlichen Inhalt dessen zu un- 
terrichten, was während seiner Abwesenheit aus- 
gesagt oder sonst verhandelt worden ist, soweit 
nicht Gründe der Staatssicherheit dem entgegen- 
stehen. 

(4) Ergibt sich erst im Verlauf der Untersuchung, 
daß jemand Betroffener ist, so sind vor der Be- 
schlußfassung liegende Untersuchungshandlungen, 
die in Abwesenheit des Betroffenen durchgeführt 
worden sind, sowie die Vernehmung des Betroffe- 
nen als Zeugen nicht deshalb unwirksam. Der Be- 
troffene ist jedoch über alle zurückliegenden Unter- 
suchungshandlungen und deren Ergebnisse in ge- 
drängter Form zu unterrichten, soweit sie sich auf 
ihn beziehen und Gründe der Staatssicherheit dem 
nicht entgegenstehen, Ihm ist Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme zu geben. 

§ 19 

Sitzungspolizei 

(1) Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sit- 
zung obliegt dem Vorsitzenden. 

(2) Zeugen, Sachverständige, Betroffene, Bei- 
stände und Zuhörer, die den zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung ergangenen Anordnungen nicht Folge 
leisten, können auf Beschluß des Untersuchungsaus- 
schusses aus dem Sitzungssaal entfernt werden. Für 
Betroffene gilt § 18 Abs. 3 letzter Satz. 

(3) Der Untersuchungsausschuß kann außerdem 
gegen Betroffene, Beistände, Zeugen, Sachverstän- 
dige und Zuhörer, die sich in der Sitzung einer Un- 
gebühr schuldig machen, unbeschadet einer straf- 
gerichtlichen Verfolgung, bei dem zuständigen Ge- 
richt eine Ordnungsstrafe in Geld oder Haft bean- 
tragen. 

(4) Die Ordnungsstrafe wird auf Veranlassung 
des Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses 
durch die Staatsanwaltschaft vollstreckt. 

§ 20 

Gerichtliche Zuständigkeiten 

(1) Uber Anträge des Untersuchungsausschusses 
entscheidet das Amtsgericht Bonn. 

(2) Die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Beschwerde (§§ 305, 310) sind entsprechend an- 
zuwenden; die Beschwerde gegen eine Anordnung 
aut Grund von § 19 Abs. 4 ist binnen der Frist von 
einer Woche nach ihrer Bekanntmachung einzu- 
legen. 

(3) In diesem Verfahren hat der Untersuchungs- 
ausschuß die Rechte der Staatsanwaltschaft. 
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§ 21 

Kosten und Auslagen 

(1) Die Kosten des Untersudiungsverfahrens beim 
Bundestag trägt der Bund. Zeugen und Sachverstän- 
dige werden nach dem Gesetz über die Entschädi- 
gung von Zeugen und Sachverständigen in der Fas- 
sung vom 26. September 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 758) entschädigt. Dem Betroffenen sind die durch 
die Wahrnehmung der ihm nach diesem Gesetz 
zustehenden Rechte entstandenen notwendigen Aus- 
lagen zu erstatten. 

(2) über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen sowie über die Erstattung der not- 
wendigen Auslagen des Betroffenen entscheidet der 
Untersuchungsausschuß auf Antrag des nach Ab- 
satz 1 Berechtigten. Der Beschluß des Untersuchungs- 
ausschusses kann vor dem zuständigen Gericht an- 
gpfochten werden. 

§ 22 

Aussetzung und Einstellung des Untersuchungs- 
verfahrens 

(1) Das Untersuchungsverfahren kann ausgesetzt 
werden, wenn eine alsbaldige Aufklärung auf an- 
dere Weise zu erwarten ist oder die Gefahr be- 
steht, daß gerichtliche Verfahren oder Ermittlungs- 
verfahren beeinträchtigt werden. Der Untersuchungs- 
ausschuß beschließt die Aussetzung, es sei denn, daß 
die Antragsteller, ihre Vertreter im Ausschuß oder 
ein Viertel der Ausschußmitglieder widersprechen. 


(2) Ein ausgesetztes Verfahren kann jederzeit 
auch durch Beschluß des Plenums wiederaufgenom- 
men werden. § 2 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Das Plenum kann einen Untersuchungsaus- 
schuß vor Abschluß der Ermittlungen auflösen, es sei 
denn, daß ein Viertel der Mitglieder des Bundes- 
tages widerspricht. 

§ 23 

Ergebnis der Untersuchung 

über den Verlauf des Verfahrens, die ermit- 
telten Tatsachen, das mit einer Begründung ver- 
sehene Ergebnis der Untersuchung und eine abwei- 
chende Auffassung der Minderheit legt der Unter- 
suchungsausschuß dem Bundestag einen Schrift- 
lichen Bericht vor, dessen Fassung vom Unter- 
suchungsausschuß festgestellt wird. Jedes Ausschuß- 
mitgiied hat das Recht, dem Plenum einen abwei- 
chenden Bericht vorzulegen. 

§ 24 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 25 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 14. Mai 1969 
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